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Vergütungszins für 
Rückerstattungen 
und Verzugszins 4,0 
Prozent ab 1.1.2022 
 
Das Eidgenössische Fi-
nanzdepartement verein-
heitlicht Rückerstattungs- 
und Verzugszinssätze auf 
Abgaben und Steuern. Ab 
1. Januar 2022 beträgt der 
einheitliche Satz für den 
Vergütungszins für Rücker-
stattungen und den Ver-
zugszins 4,0 Prozent. Der 
Vergütungszinssatz für 
freiwillige Vorauszahlun-
gen bleibt bei 0,0 Prozent. 
(Quelle: Eidgenössische 
Steuerverwaltung) 
 
 

 
 
 
Repräsentations-
kosten müssen de-
tailliert belegt wer-
den 
 
Bei Einladungen von Kun-
den und Dritten auf Ge-
schäftskosten müssen die 
Kosten immer einen ge-
schäftlichen Grund haben. 
Bei der Wahl der Lokalitä-
ten ist auf die geschäftliche 
Bedeutung der Kunden 
bzw. Geschäftspartner so-
wie die ortsüblichen 

Gebräuche Rücksicht zu 
nehmen. Vergütet werden 
die effektiven Kosten. 
Folgende Angaben sind auf 
dem Beleg zu vermerken: 
 Name aller anwesenden 

Personen 
 Name und Ort des Lo-

kals 
 Datum der Einladung 
 Geschäftszweck der 

Einladung, z.B. Akquisi-
tionsgespräch, Bespre-
chung Projekt usw. 
 
 

 
 
 

Der Privatanteil für 
Geschäftsfahrzeuge 
erhöht sich 
 
Am 1. Januar 2022 wird der 
pauschalisierte monatliche 
Privatanteil für Geschäfts-
fahrzeuge von 0.8% auf 
0.9% des Fahrzeugkauf-
preises (exkl. MwSt.) an-
gehoben. Dies entspricht 
10.8% pro Jahr und gilt wie 
bisher nur, wenn das Fahr-
zeug überwiegend ge-
schäftlich genutzt wird. 
Überwiegend bedeutet 
mehr als 50 Prozent. 

Neu umfasst der Privatan-
teil auch den Arbeitsweg, 
wodurch die Pflicht des Ar-
beitgebers, den Anteil 

Aussendienst auf dem 
Lohnausweis zu deklarie-
ren, wieder entfällt. 

Trotzdem wird sich die Be-
lastung mit Steuern und 
Sozialversicherungsabga-
ben für die meisten Steuer-
pflichtigen erhöhen. Denn 
neben den Einkommens-
steuern erhöht dies auch 
die Bemessungsgrundlage 
für die Mehrwertsteuer und 
die Sozialversicherungen, 
für welche der neue höhere 
Satz auch gilt.  

Bei geringer privater Nut-
zung und kurzem Arbeits-
weg lohnt es sich, die pri-
vaten Kilometer mit einem 
Fahrtenbuch zu erfassen 
und mit 70 Rappen pro Ki-
lometer abzurechnen.  
 
 

 
 
 
Der Steueranteil 
des Kindes bei der 
Unterhaltsberech-
nung 
 
Das Bundesgericht hat ent-
schieden, dass die dem 
unterhaltsempfangen-
den Elternteil anfallenden 
Steuern proportional nach 
den Einkünften (inkl. Un-
terhaltsbeiträgen) des El-
ternteils und des minder- 



 

 

 

jährigen Kindes aufzuteilen 
sind. Machen die Einkünfte 
des Kindes beispielsweise 
20 % des Haushaltsein-
kommens aus, sind 20 % 
der anfallenden Steuern im 
Bedarf des Kindes und 80 
% im Bedarf des Empfän-
gerelternteils einzusetzen. 

Als Einkünfte des Kindes 
sind dabei der Barunter-
haltsbeitrag, Familienzula-
gen, Sozialversicherungs-
renten und ähnliche für den 
Unterhalt des Kindes be-
stimmte Leistungen sowie 
Erträge aus Kindesvermö-
gen zu berücksichtigen. 
Nicht zu berücksichtigen ist 
das Erwerbseinkommen 
des Kindes und der Betreu-
ungsunterhaltsbeitrag. Mit 
dem Urteil vereinheitlicht 
das Bundesgericht die Me-
thodik im Unterhaltsbe-
reich. (Quelle: BGE 
5A_816/2019 vom 
25.6.21) 
 
 

 
 
 
Steuerrechtliche 
Fragen im Todesfall 
 
Innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Tod eines Steu-
erpflichtigen wird ein amt-
liches Inventar aufgenom-
men, meistens mittels ei-
nes Fragebogens, der von 
der Gemeinde zugestellt 
wird. Der Inventarfragebo-
gen und die Steuererklä-
rung per Todestag mit 
sämtlichen Beilagen bilden 
die Grundlagen für die Be-
rechnung der Erbschafts-
steuer.  

In das Inventar wird das 
am Todestag bestehende 
Vermögen des Erblassers, 

 

 

 

seines in ungetrennter Ehe 
lebenden Ehegatten und 
der unter seiner elterlichen 
Sorge stehenden minder-
jährigen Kinder aufgenom-
men. Das zuständige Ge-
meindesteueramt prüft die 
formelle Richtigkeit und 
Vollständigkeit und nimmt 
alle Tatsachen auf, die für 
die Steuerveranlagung von 
Bedeutung sind. Die Erben 
sind verpflichtet, 

▪ über alle Verhältnisse 
wahrheitsgemäss Aus-
kunft zu erteilen, die zur 
Feststellung der Steuer-
faktoren des Erblassers 
von Bedeutung sein 
können, 

▪ alle Bücher, Urkunden 
und Ausweise, die über 
den Nachlass Aufschluss 
geben können, vorzu-
weisen und 

▪ alle Räumlichkeiten und 
Behältnisse zu öffnen, 
die dem Erblasser zur 
Verfügung gestanden 
haben. 

Die Erben bilden ab dem 
Todestag eine Erbenge-
meinschaft, die bis zur Erb-
teilung bestehen bleibt. Die 
Erbengemeinschaft wird 
nur dann selber steuer-
pflichtig, wenn die Erbbe-
rechtigten oder die auf die 
Erben entfallenden Anteile 
unklar sind. Normalerweise 
versteuern die Erben die 
Vermögenswerte und die 
Einkommen der Erbenge-
meinschaft anteilig.  
Die Erben haben bei der 
Veranlagung mitzuwirken. 
Sie haben den Steuerbe-
hörden schriftlich oder 
mündlich wahrheitsgetreu 
Auskunft zu geben.  

 

 

 

 

Für die Erbschaftssteuer 
haften alle Erben solida-
risch im Umfang ihrer Be-
reicherung. Insbesondere 
können alle Erben bis zum 
Betrag ihrer Bereicherung 
für die ganze Steuer be-
langt werden. Es empfiehlt 
sich deshalb, die Erbteilung 
erst nach Bezahlung der 
Erbschaftssteuer durchzu-
führen oder ausreichende 
Rückstellungen vorzuneh-
men. Dabei besteht die 
Möglichkeit, Vorauszahlun-
gen zu leisten; Vorauszah-
lungen werden im Umfang 
der nachträglich veranlag-
ten Steuer verzinst.  

Der überlebende Ehegatte 
füllt ab dem Todestag bis 
zum Jahresende eine ei-
gene Steuererklärung als 
alleinstehende Person aus. 
 
 

 
 
 
Aktienkurse von 
börsenkotierten Ge-
sellschaften müs-
sen vor Gericht be-
wiesen werden 
 
Das Bundesgericht hatte in 
einem Scheidungsstreit zu 
entscheiden, ob Aktien-
kurse von börsenkotierten 
Unternehmen offenkundige 
Tatsachen sind, also von 
den Parteien nicht bewei-
sen werden müssen. 

Da Aktien an mehreren 
Börsen gehandelt werden 
und sich so unterschiedli-
che Kurse ergeben, sind 
diese Aktienkurse nicht 
offenkundig. So müssen 
zukünftig Behauptungen 
und Belege bezüglich Akti-
enkurse börsenkotierter  



 

 

 

Unternehmen stets auf den 
Gerichtstermin hin aktuali-
siert werden. (Quelle: BGE 
5A_1048/2019 vom 
30.6.2021) 
 
 

 
 
 
Rechtsmittelfrist 
beginnt ab Zustel-
lung zu laufen 
 
Verfügungen und Ent-
scheide von Behörden gel-
ten als eröffnet, sobald sie 
ordnungsgemäss zugestellt 
sind und die betroffene 
Person davon Kenntnis 
nehmen kann. Dabei muss 
sich das Schriftstück im 
Machtbereich der betroffe-
nen Person befinden. Dass 
sie davon tatsächlich 
Kenntnis nimmt, ist nicht 
notwendig. Es gelten so-
wohl Brief- als auch Post-
fachadresse. Bei Nachsen-
deaufträgen, Rückbehal-
tungsaufträgen oder ande-
ren Anweisungen an die 
Post entbindet das die Per-
son nicht von der Pflicht, 
für die Entgegennahme be-
sorgt zu sein. (Quelle: BGE 
2C_463/2019 vom 8. Juni 
2020) 
 
 

 
 
 
Erben schulden un-
rechtmässig bezo-
gene Ergänzungs-
leistungen 
 
Verschweigt eine Person 
Vermögenswerte und be-
zieht sie zu Unrecht Ergän-
zungsleistungen, 

 

 

 

dann müssen die Erben 
diese Ergänzungsleistun-
gen zurückbezahlen. Dabei 
gelten die strafrechtlichen 
und damit längeren Verjäh-
rungsfristen. (Quelle: BGE 
9C/321/2020 vom 
2.7.2021) 
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